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Gefälligkeitsgutachten oder mangelhafte ärztliche

Untersuchung und Begutachtung.
Von He Dolleschel in München.

Unter dem Titel „Gefälligkeitsgutachten" wird

im nichtamtlichen Teile der „Amtlichen Nachrichten

der Angestelltenversicherung44 ein Artikel von

Herrn Dr. Engel« Gerichtsarzt des Kgl. Oberver¬

sicherungsamtes Groß-Berlin und beratender Arzt

der R<>ichsversicherungsanstalt veröffentlicht. Herr

Dr. Engel schreibt hier: „Für die mit der Fest¬

setzung von Entschädigungen betrauten Behörden

ist das „Gefälligkeitsgutachten44 eine ständige Crux.

Ärzte, die sich zur Erstattung eines solchen bereit¬

finden lassen, sind sich zweifellos nicht klar dar¬

über, welchen erheblichen Schaden sie damit dem

Ansehen des ärztlichen Standes in jedem Falle

zufügen.44
Herr Dr. Engel beruft sich dann auf die Schrift

des ehemaligen Senatspräsidenten Friedensburg
„Praxis der deutschen Arbeiterversicherung44, in

der auf Fälle hingewiesen wird, in denen ein

ehrlicher Mann sein Gutachten zugunsten eines

Kentenbewerbers abgibt, aber bittet, es diesem

nicht mitzuteilen, da er sonst seine Praxis ver¬

lieren, in seiner Gegend ganz unmöglich sein

würde. Weiter wird aus der Friedensburgschen
Schrift als zutreffend hervorgehoben, daß natur¬

gemäß der soziale Eifer der Zeit auch auf manchen

Arzt abgefärbt und ihn verleitet habe, den Wohl¬

täter zu spielen — auf Kosten der Berufsgenossen¬
schaften (Ersatzpflichtigen) natürlich.

Nun folgen in dem Artikel des Herrn Dr,

Engel vier Gutachten eines Hausarztes zum Zwecke

der Erlangung der Hinterbliebenenrente im Sinne

des § 1252 RVO. Im ersten Gutachten vom

U.Juni 1912 wird auf Verlangen der Erbin bestätigt,
daß W. seit Mai 1910 wegen Arterienverkalkung
und Herzschwäche am 21. 22. Mai nachts gestorben
sei. Das zweite Gutachten datiert vom 2. August
1912 und lautet: „Nach meiner Ansicht war W.

bereits vor dem 1. Januar 1912 als dauernd er¬

werbsunfähig zu bezeichnen.44 In dem dritten Gut¬

achten vom 29. Oktober 1912 wird nun auf Wunsch

der Witwe im Interesse ihres Witwengeldes be¬

scheinigt, daß der Kranke erstmals von dem Arzt

arn 14. Mai 1910 und dann am 9. März 1912 wieder

•¦• handelt wurde. Ein Nachweis dafür, daß bereits

vor dem 1. Januar 1912 dauernde Erwerbsun¬

fähigkeit im Sinne des § 5 Abs. 4 IVG. bestanden

habe, könne nicht erbracht werden. In dem

vierten der Kritik unterstellten Gutachten schildert

nun der Hausarzt die Art der Erkrankung, bemerkt,
daß der Zustand des Kranken am 9. März 1912 ein

bedeutend schlechterer war als bei dem erst¬

maligen Besuch am 14. Mai 1910, und daß er deshalb

vermutet habe, W, sei schon vor dem 1. Januar

1912 dauernd erwerbsunfähig gewesen. Diese

Ansicht könne aber nicht aufrecht erhalten

bleiben, wenn dadurch die Ansprüche der

Witwe des W. eine Schmälerung erfahren sollten.

Der Beginn der dauernden Invalidität könne eben

nicht ganz* genau festgestellt werden, da der

Wirkungskreis des W. ein sehr kleiner und nur

minimale Anforderungen an die Leistungsfähig¬
keit des W. stellte. Nach dem Grundsatze „in

dubio pro aegroto44 „in Zweifel für den Kranken

bezw. dessen Hinterbliebenen44 möchte er den

Zeitpunkt für den Beginn der dauernden In¬

validität, da er nur vermutet und nicht be¬

stimmt angegeben werden könne, erst nach dem

1. Januar 1912 datieren, falls dadurch Frau W.

die Hinterbliebenenrente bekomme. Herr Dr.

Engel schließt mit den Worten: „Wahrlich, eine

hohe Auffassung von den Pflichten eines Gutachten

erstattenden Arztes!44

Nun ist ja wohl jedem, der in der Arbeiter-

Versicherung zu tun hat, viele ärztliche Gutachten

durchlesen muß, nichts Neues, daß sogenannte

„Gefälligkeitsgutachten44 von Ärzten erstattet wer¬

den, die wissenschaftlich nicht immer begründet,
sondern von anderen Ärzten sehr leicht widerlegt
werden können. Ob dieses bei den von Herrn

Dr. Engel geschilderten Gutachten der Fall ist,

muß man dahingestellt lassen, da die Gegen¬

gutachten nicht bekannt sind. Jedenfalls kann es

meines Erachtens nicht als schädigend für einen

Stand betrachtet werden, wenn ein Arzt bei rück¬

schauender Betrachtung des gesamten Krankheits¬

bildes zu einer anderen Überzeugung kommt

als er dies ohne weitere Überlegung in einem

Satze niederlegte. Derartige Gutachten finden

sich nicht selten in den Akten der Versicherungs¬

träger. Sie sind nicht von einfachen Ärzten,
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sondern auch von Professoren und Autoritäten

auf dem Gebiete der Medizin erstattet. Sie lauten

nicht immer, wie Herr Dr. Engel anzunehmen

scheint, zugunsten der Rentenbewerber oder ihrer

Hinterbliebenen, sondern auch sehr oft zugunsten

der Versicherungsträger. Wie diese Gutachten

für die Versicherten wirken, mag kurz folgender
Fall beweisen. Der Weißgerber R. erkrankt am

19. Dezember 1911 an Zuckerkrankheit und wurde

in ein Krankenhaus eingewiesen. Am 19 Februar

1912 starb R. Am 19. Januar sprach sich der

Vertrauensarzt der Landesversicherungsanstalt
noch dahin aus, daß eine Besserung nicht aus¬

geschlossen sei. Herr Professor S. bemerkte

unterm 6. Februar 1912, daß unter den vorliegenden
Umständen eine Besserung nicht ausgeschlossen
sei, wenn auch erst nach Monaten. Unterm

28. Februar also nach dem Tode des R. — kon¬

statierte Herr Prof. S.: Es sei nicht von der

Hand zu weisen, daß nach dem 3t. Januar 1912

noch Aussicht auf wesentliche Besserung vorhanden

war. Unterm 22. Juli wurde vom gleichen Sach¬

verständigen ein Gutachten für das Berufungs¬

gericht erstattet. Hier wurde nun ausgeführt:
Die Möglichkeit einer Wiederherstellung der Er¬

werbsfähigkeit wenigstens auf eine gewisse Zeit

hinaus war nicht auszuschließen. Die Aussichten

auf Besserung erwiesen sich als trügerisch, da

es sich um das Endstadium der Diabetes gehandelt
habe. Der Eintritt der Invalidität sei schon vor

dem 1. Januar 1912 anzusetzen. R. hatte bis zum

19. Dezember 1911 schwere Arbeit verichtet und

einen Wochenlohn von 39 Mk. erzielt. Die Witwe

erhielt weder Hinterbliebenenrente, obwohl sie

invalide, noch wurden die Beiträge zurückerstattet,

da die Übergangszeit vom Invalidenversicherungs¬

gesetz zur Reichsversicherungsordnung in Frage
kam. Es waren 29 volle Invalidenquittungskarten
vorhanden. Die Witwe wurde mit ihren An¬

sprüchen in allen Instanzen abgewiesen, weil dem

letzten Gutachten, welches den ganzen Krank¬

heitsverlauf berücksichtigt hat, ausschlaggebende
Bedeutung beizumessen wäre.

Nun gehört Herr Prof. Dr. S zu jenen Ärzten,
die ständig von den Berufsgenossenschaften und

Versicherungsanstalten als Vertrauensärzte zu¬

gezogen werden. In seinen den Versicherungs¬
trägern erstatteten Gutachten werden Ausdrücke

Gegenüber
den Verletzten, wie: „Rentenjäger,

uerulanten, Rentensucht, Begehrungsvorstel¬
lungen*4 ziemlich oft gebraucht. Könnte man bei

derartigen Gutachten nicht auch an „Gefälligkeits¬
gutachten44 denken?

Aber neben diesen Gutachten, die nicht zu¬

gunsten der Versicherten lauten, soll eine Art

Gutachten beleuchtet werden, die in einem ge¬
wissen Gegensatz zu den Gefälligkeitsgutachten
stehen. Es sind jene Gutachten, welche schein¬

bar ohne vorhergehende gründliche Untersuchung
des Rentenbewerbers abgegehen werden und da¬

durch dazu beitragen, die Rentenbewerber außer¬

ordentlich zu schädigen. Auch hierfür ein Bei¬

spiel. Es handelt sich um die Feststellung der

Invalidität einer 56jährigen Frau Der behandelnde

Arzt erstattet unterm 3. August 1914 das Invalidi-

tä'sgutachten, in welchem er zu dem Schlüsse

kommt, daß die Rentenbewerberin zu 70 Proz. er¬

werbsbeschränkt sei. Als Hauptursache der In¬

validität wird chronischer Gelenkrheumatismus
bezeichnet. Nebenher bestand noch beschleunigte
Herzaktion und ein Leistenbruch. Der Vertrauens¬

arzt der Landesversicherungsanstalt untersuchte

die Frau am 28. Oktober 1914, stellte eine beträcht¬
liche Schwellung eines Beines, einen Leistenbruch

und bedeutende Herzverbreiterung fest und er¬

achtete die Frau auf Grund des Befundes als

invalide. Dieses Gutachten erschien der Landos-

versicherungsanstalt nicht ausreichend. Es wurde

Rückfrage an den Arzt gestellt und um noch-

malige Äußerung gebeten, da als einzige Erwerhs-

beschränkung die Verdickung des Beines in Be¬

tracht komme und diese nur mit höchstens 20 bis

25 Proz. bewertet werden könne. Der Vertrauens¬

arzt hielt seine Begutachtung und Schätzung der

Erwerbsbeschränkung aufrecht und setzte in einem

weiteren Gutachten auseinander, daß bei der

bestehenden Verdickung des Fußes die Erwerhs-

beschränkung auf 40 Proz. und die anderen be¬

stehenden Leiden auf zusammen 30 Proz. ge¬

rechnet werden können, sodaß sich Invalidität

ergebe. Im Zweifel werde Krankenhausbett
achtung empfohlen, die aber zur Zeit nicht durch

führbar sei.

Nun wurde ein weiterer Vertrauensarzt der

Landesversicherungsanstalt gehört und dieser er¬

stattete unterm 18. Januar 1915 ein Gutachten dahin

gehend, daß man ruhig behaupten könne, daß der

Fuß nicht so geschont werde, wie die Versicherte

angibt, sonst müßte längst Muskelschwund am

Bein eingetreten sein, Anzeichen von Gicht seien

nicht zu finden. Ebenso bestehe kein organisches
Nervenleiden. Invalidität sei nicht gegeben, sondern

eine Erwerbsbeschränkung von 40 Proz.

Die Tochter der Rentenbewerberin legte gegen

den abweisenden Bescheid der Landesversieh«

rungsanstalt Berufung ein. Da die Versicherte

sich inzwischen in die Frauenklinik zu einer Unter¬

leibsoperation begeben hatte, holte das Berufungs¬
gericht ein Gutachten dieser Klinik ein. Der Schluß

des Gutachtens sagt folgendes: Es handelt sich bei

Frau X. um ein inoperables Carzinom beider

Ovarien, das bereits weitgehende Metastasen ge¬

bildet hat. Eine Rettung der Frau ist nicht mehr

möglich. Frau X. wird im Verlaufe des nächsten

halben Jahres voraussichtlich ihren Leiden erliegen.
Zweifellos ist die Frau seit mindestens dreiviertel

Jahren völlig arbeitsunfähig.
Bei dem hohen Stand der ärztlichen Wissen¬

schaft sollte man glauben, daß es einem Arzte

bei einer gründlichen Untersuchung der Ver¬

sicherten nicht hätte entgehen können, daß die

Frau schwer leidend war, wenn sie auch guten
Ernährungszustand zeigte, und daß es nicht möglich
gewesen wäre, die Erwerbsbeschränkung der Frau

auf nur 40 Proz. einzuschätzen, wenn die Frau

gründlich untersucht worden wäre. Dabei wurde

die Versicherte noch wiederholt der Übertreibung
ihrer Beschwerden bezichtigt. Es kann also ruhig
— ohne Friedensburg zu zitieren — gesagt werden,

daß größte Gewissenhaftigkeit des Arztes bei

Untersuchungen und Begutachtungen gefordert
werden muß, wenn nicht beide Teile schweren

Schaden leiden sollen. Die Leidtragenden nnd

nicht immer, wie Herr Dr. Engel anzunehmen

scheint, die Versicherungsträger, sondern in sehr

vielen Fällen die Versicherten, die um ihre be¬

rechtigten Ansprüche gebracht werden.

Man kann hier nur wiederholen, was Professor
Dr. Thiem in seinem Handbuch der Unfallerkrar

kungen über die Begutachtung der Ärzte sagt,
indem er ausführt, daß sich die Ärzte der ver¬

größerten Gewissenhaftigkeit und Wahrhaftigkot
befleißigen müssen, hierbei zitiert er Goethe ur I

zwar folgenden Satz: „Aufrichtig zu sein, kann
ich versprechen — unparteiisch zu sein, aber nicht

Daran knüpft er folgendes: „
. . .

Weder i I

es Sache des Arztes, unvermeidliche Härten d>

Gesetzes zugunsten der Arbeiter durch ein wisse
:»• .
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schaftlich ungenaues oder gar unrichtiges Gut¬

achten auszugleichen; noch viel weniger aber soll

er sich durch irgend welche zurzeit herrschende

Anschauungen und Klagen über den Mißbrauch

der vom Gesetz vorgesehenen Wohltaten verleiten

sen, über Gebühr streng und scharf bei der

Beurteilung von Schäden und Gebrechen von ver¬

sicherten Arbeitern vorzugehen. In beiden Fällen

i>t der Arzt nicht nur von vornherein parteiisch
zugunsten oder Ungunsten der Arbeiter, sondern

or wird — vielleicht ohne sein Wollen — auch

ungerecht, er bleibt nicht aufrichtig im Goethe-

-< hen Sinne.

„Das Abweichen vom rechten, aufrichtigen

Wege nach der einen oder anderen Seite kann

er nur vermeiden durch streng wissenschaftliche

und vor allem gründliche Untersuchung.
„Von uns Ärzten wird ein sachverständiges,

also sachliches Urteil in jedem Falle verlangt.
Jedes Ansinnen, von welcher Seite es auch komme,
besonders wohlwollend, wie es der Geist der

Gesetze verlangt, oder besonders streng zu ur¬

teilen, um dem Mißbrauch der Gesetzesfolgen zu

steuern, soll der Arzt, wenn anders er Sachver¬

ständiger, d. h. sachlich richtig Urteilender bleiben

will, mit aller Entschiedenheit zurückzuweisen.

Sein objektives Urteil darf nicht durch Gefühle

und subjektive Anschauungen getrübt und be¬

einflußt werden."

Wenn die Herren Arzte diese Worte des

Herrn Professor Dr. Thiem beachten wollten, dann

würden sowohl die sogenannten Gefälligkeitsgut¬
achten, als auch jene strengen, vielfach nicht

gerechtfertigten Gutachten mancher Vertrauens¬

ärzte der Versicherungsträger verschv/inden und

zwar zum Vorteile aller Beteiligten.

Die Allgemeine Ortskrankenkasse für die Stadt Leipzig
im Jahre 1914.

Von Gustav Albert Dietze in Leipzig. (Schluß.)

Die 6esamtelnnahme betrug im Jahre 1914 (5452) Personen gewährt. Ferner wurden noch

siK50758,18 Mk. (9932685,68 Mk.),* die sich wie 439 (465) Mitglieder in der Walderholungsstätte

folgt zusammensetzt: Mk. Stötteritz untergebracht. Die Erfolge waren all-

Krträgnisse aus Kapitalanlage . . . 167823,70 gemein gute. Das Genesungsheim Augustusbad

Heitragsteile der Mitglieder . . . .4608374,56 und das Erholungsheim Naunhof sind dem Landes-

Arbeitgeber . . .

2370820,62 ausschuß vom Roten Kreuz für leichtverwundete

Heiträge der versicherungsberechtig-
'

Krieger zur Verfügung gestellt worden.

ten Mitglieder 868820,79 Die ärztliche Behandlung der Kassenmitglieder

Sonstige Einnahmen ....... 45480,51 und deren Familienangehörigen erfolgte durch

Hierzu kommt die durch Mehrausgaben 451 (433) durch Vertrag verpflichtete Ärzte, ein¬

bedingte Entnahme aus Rücklagen schließlich 13 Polikliniken, 161 Spezial- und 34

in Höhe von 925151,47 Zahnärzten. Der allgemeine Arztvertrag der

... , ._ «*
. ."

'

„. lAccnntA ul jä«.
Kasse hatte noch Geltung bis 1916, bah aber vor,

wahrend im Vorjahre noch 146610,14 Mk. dem . « _.__ K„„,in.,t,nn ,.«„!„„„* „fl„jör, !,;;„»*„
ke^ervefnnd«;

/uaeführt werden konnten
daß eine trganzunß verlangt werden konnte,

Keaervefonaa

™g^™_"e™VJ25?ria« llfwl
wenn wesentliche Neuerungen durch Abänderung

ü.rer ArbeitÄ der SatZUn* °der ^ üe~tM» °intraten' 5«
'SrJ5n5225?.5nzuz,enen» "*.uute" 222 w™ mit Inkrafttreten des zweiten Buches der

(240925) Beitragsquittungen ™r Zahlungvorgelegt Reichsversicherungsordnung geschehen. Die Ver¬

werten, von denen <W715 (64 735) n cht gleich handlungcn hierüber zogen sich in die Länge,
bezahlt wurden, ri3V734 3 87 Fallen mußte

schiießl>h traten dic Är*r vom Vert zuru$k>

;las Mahn-und ,nll603 (12 519) Fallen das Zwangs- Es wurde deshalb Kl beim Landgericht er-

he.tre.bungsverfahren eingeleitet werden.
hoben Inzwischeil traf das Berliner Abkommen

k«
«o*genA l(l?lrAt' gebZ aanfS / S5S !¦ Kraft und sollten die Verhandlungen in dessem

?Ä-n <£nd# 2 KVaJS!r- §V3
i

"

J
? «inner wieder aufgenommen werden, als durch

RVO. Strafanzeige erstattet werden In diesen
Ausbpuch des Kri| unübersehbare Ver-

Fallen wurdeni Geldstrafen von 3-200 Mk. oder
naltnisse eintraten was beide Teile zu der Ver¬

ein Tag bis 40 Tage Gefängnis, in einem Falle
einba fünrte daß die Ärzte auf Grund des

sogar 6 Monate Gefängnis und 3 Jahre Ehrverlust
aJten Vp*trages weiterarbeiteten,

erhängt. Ferner bestehen Verträge mit 60 Apothekern,

«7

J^SSS-f^ ^^^Ä^fö-iISf. 33 Optikern und Bandagisten, 28 Badeanstalten,
" m («0569) mit 2220695 (2369471) Krankheits-

48 Masscurcn und Masseusen, 39 Milchhändlern,
-.'£-^^"2^ 6 Krankenhäusern und 53 Privatkliniken.
rfh (9187) Betriebsunfälle - 7,8 > (10,1 »/.) der

medico-mechanische Institut der Kasse be-

gesamten Erwerbsunfähigen. .. '__zl /1ür-i nA. n„» .„ ivin7 i*oooa\

a ä l i inoi. /soi-o. häu^u^A^m suchten 1092 (1857) Personen an 4JS.RW (ozZüb)

Ausgesteuert wurden 1021262) M glieder p
<

^ d m (45() R.
'

^?^/JS^k^Ä«^1^i«(/1S aufnahmen und Durchleuchtungen bewirkt und

;i«jnnliche, 433£402)_^^^_^£^^ 8638 (9289) Lichtheil-Voll- und Teilbäder und

betrauen, 2134 (2432) Kinder ^^Mitgliedern. _hk77\m5M) Maaaagen verabreicht.
Weqen Zuwiderhandlungen gegen die Satzung ,..,,, , _ •**»._%. •-• i .

.folgten 9625 (10551) Anzeigen, in 7627 (8407) »* Zahl der schriftlichen &"*änge\betrug

'allen wurden Strafen bis zum dreifachen Be- 240700 (268901), d. i. pro Wochentag OT 884).

»rage des täglichen Krankengeldes verhängt. .

,

Termine bei Veraicherungabehorden und Ge-

Durch die Vertrauensärzte wurden 19430 (19 180) richten waren 213 abzuwarten.

ersonen wegen Feststellung der Erwerbsunfähig-
,

^KlÄJJ2 4b2 < J2;> 546) Bi .efe,

keit, Heimstittenaufenthalt und Gewährung von
darunter 31107 (39175)^Einartmbbriefe zur Ab-

Heilmitteln untersucht !S??,Kg «»bracht, fahrend durch Boten 16352

Heimstätten- und Landaufenthalt wurde 4777 < 4M» sonstige Auttrage erledigt wurden. Die

Geschäfte der Invalidenversicherung erforderten

fh> eiaseklamnerten Zahlen betreffen «las Vorjahr. außerdem noch 86650 (127 122) Briefabsendungen.
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Die Gesamtausgaben betrugen 8 985909,65 Mk.

(9 786075,54 Mk.), d. i. pro Kopf 46,74 Mk. (47,06 Mk.).

Diese setzen sieh wie folgt zusammen:

Krankenbehandlung und Geburts¬

hilfe durch approbierte Arzte 1631908,52 Mk.

Krankenbehandlung durch appro¬

bierte Zahnärzte . . . . 159942,35 m

Krankenbehandlung und Geburts¬

hilfe durch anderellilfspersonen 17 432,86 „

Arznei und Heilmittel aus Apo¬
theken 666531,63 „

Sonstige Arznei und Heilmittel . 238041,49 „

Krankenhauspflege . .

747 228,07 „

Krankengeld .... 3772334,44 m

Wochengeld 264152,71 „

Hausgeld ....
144217,32 „

Sterbegeld für Mitglieder . . 109080,13 „

n
f. Familienangehörige 64 142,08 „

Verwaltungskosten:
Persönliche 756 576,98 „

Sächliche 153062,79 n

Sonstige Ausgaben 271257,26 „

8985909,65 Mk.

Die erste Stelle nehmen die Krankengelder an

Mitglieder ein, es entfallen auf den Kopf 20,04 Mk.

(19,63 Mk.) oder 42,01 •/• (41,07".,) der Ausgaben
mit Ausschluß der Kapitalanlagen.

Die Arztpauschale betrug ab 1. .Januar 1914

7,-SO Mk. (vorher 7,25 Mk.). Auf den Kopf des

Mitgliedes entfielen an Kosten für ärztliche Be¬

handlung 9,61 Mk. (9,28 Mk.), d. i. 20,1 »
i (20,8»

der Gesamtausgaben. Die Ausgaben für Arznei

und Heilmittel haben sich um 136424,39 Mk. gegen

1913 vermindert.

Die durch die Versorgung der Familien¬

angehörigen mit freier ärztlicher Behandlung,
Arznei usw. der Kasse erwachsenen Ausgaben

betrugen 1914 ohne Arzthonorar (in der Pauschale

enthalten) 312800 Mk., wozu noch rund 30000 Mk.

Kosten fürdie in Krankenanstalten untergebrachten
Angehörigen zu rechnen sind.

Wie schon erwähnt, schließt das Geschäftsjahr
mit einer Mehrausgabe von 925151,47 Mk. ab.

Diese Mehrausgabe würde unter Berücksichtigung
der Verschiebung der Mitgliederziffern noch

wesentlich höher sein, wenn nicht die Erhöhung
der Beiträge und die Einschränkung der Leistungen
einen verhältnismäßigen Ausgleich gebracht
hätten. Dabei muß aber auch berücksichtigt
werden, daß infolge des früheren Büeher-

abschließens ein Beitragsmonat in der Hinnahme

fehlt. Doch sind die Aussichten für das laufende

Jahr durchaus keine besonders günstigen, weil

dieses die Nachzahlung von Sterbe- und Kranken¬

geld für die Kriegsteilnehmer bringen wird,
nachdem die Versicherungsbehörden endgültig die

Verpflichtung der Kassen, diese Leistungen den

freiwillig Versicherten zu gewähren, festgestellt
haben. Nach amtlichen Angaben der Standesämter

sind bis 31. Dezember 1914 von den Leipziger
Kriegsteilnehmern 1947 als gefallen oder infolge
Verwundung gestorben gemeldet. Nach un¬

gefährer Schätzung sind hiervon zwei Drittel

versicherungspflichtige Personen, die wohl zu¬

meist ihre Mitgliedschaft bei der Kasse fortgesetzt
haben. Weiter sind 1915 ca. 100000 Mk. Pension

kassenbeitrag für die Angestellten nachzuzahlen.
Die Erhöhung der Verwaltungskosten von

796015,74 Mk. im Jahre 1913 auf 909639,77 Mk

ist auf die regulativmäßige Aufrückung der An¬

gestellten, sowie auf die Gehaltserhöhung infolge
des Inkrafttretens der Dienstordnung zurück¬

zuführen. Außerdem sind außergewöhnlich hohe

Druck- und Insertionskosten durch Einführung
neuer Formulare, durch Bekanntmachungen in¬

folge Neuordnung der Versicherungspflicht und

sonstige Verhältnisse, Änderung der Leistungen

infolge des Krieges usw. entstanden.

Wie alle sächsischen Kassen besorgt auch

die Allgemeine Ortskrankenkasse für die Stadt

Leipzig für ihre Mitglieder die Geschäfte der

Invalidenversicherung. Diese sind äußerst um¬

fangreich und beeinflussen die Verwaltungs¬
unkosten in hohem Maße. Die von .der Landes¬

versicherungsanstalt gewährte Entschädigung
reicht zur Deckung keineswegs aus. Unter dem

Posten „Sonstige Ausgaben44 befinden sich 212000

Mark von der Landesversicherungsanstalt nicht

gedeckte Verwaltungskosten.
Das Kassenvermögen betrug Ende des Jahre

1913 5157613,67 Mk., mit dem Pensionsfonds

5270829,18 Mk. Im Laufe des Jahres 1914 wurde

das Vermögen geschmälert zu Betriebszwecken

für 1914 um 974 276,35 Mk., zur Zahlung an die

Ortskrankenkasse Leipzig-Land um 250000 Mk.,
zur Zahlung von Pensionen um 20328,72 Mk.,
zur Abschreibung auf das Erholungsheim Naun¬

hof um 2213,50 Mk., insgesamt also um 1246818,57

Mark. Das Kassenvermögen ging somit auf

4024 010,61 Mk. zurück, im Vermögensausweis
ist es mit 4321889,49 Mk. angegeben. Die

Differenz erklärt sich mit 2558,48 Mk. Ver¬

mögenszuwachs aus der Betriebskrankenkass*

Bader k Gerlach, 2140 Mk. Zinserträgnis des

Angestellten-Pensionsfonds, 199 795 Mk. fiktivem
Wertzuwachs bei Einsetzung der Wertpapiere
nach dem Anschaffungspreis, 93378,40 Mk. neuer

Einstellung von Werten, die bisher in der Haupt¬
sache auch schon vorhanden waren, aber nicht

mit im Vermögensausweis erschienen, zusammen

297 871,88 Mk. Im Grunde genommen ist die-

aber nur eine scheinbare Erhöhung des Kassen

Vermögens, die positiv nicht in Betracht kommt

Nach neuerlichen Äußerungen soll nun da-

Königliche Oberversicherungsamt Leipzig das

Versicherungsamt aufgefordert haben, Maßnahmen

einzuleiten, die geeignet sind, die Lage der Kasse

zu sanieren. Da eine Beitragserhöhung nicht

weiter in Frage kommen kann, heißt das nicht¬

anderes, als weitere Herabsetzungen der Leittun¬

gen durchzuführen. Es muß abgewartet werden,

in welcher Richtung dies geschehen soll. Jeden

falls ergibt sich aus alledem, daß das erste Jahr

unter der Reichsversicherungsordnung nicht

gerade vorteilhaft abgeschlossen hat, und dal

auch' die Aussichten für die nächste Zukunft nicht

besonders günstig sind.

Der Hauptverband deutscher Ortskrankenkassen
hielt am 11. Oktober d. Js. in Frankfurt a. Oder

seine diesjährige Tagung ab. Infolge des Krieges
war die Versammlung nicht so stark beschickt

wie die üblichen Hauptversammlungen des Ver¬

bandes. Es waren nur Vertreter der Untetrerbände
und einzelner größerer Ortskrankenkassen an¬

wesend, 100 Delegierte gegen sonst ungefähr 800.

Über den 1. Punkt der Tagesordnung:

Die Tätigkeit der Unterverbände und die Neuregelung ihre*

Verhältnisses zum Hauptverband

sprach Verbandsvorsitzender Fräßdorf. Er hol

die Notwendigkeit von Satzungsänderungen de

Verbandes hervor und begründete die vom Vor
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.tand vorgeschlagenen Änderungen. Die Organi¬
onsgrundlage des Verbandes ist gegenwärtig

eine teils zentralistische, teils föderative. Neben

der unmittelbaren Mitgliedschaft der Ortskassen

besteht die Mitgliedschaft von Landes- und

provinzialverbänden, wodurch gleichzeitig eine

mittelbare Mitgliedschaft der diesen Verbänden

angeschlossenen Ortskrankenkassen gegeben ist.

Diese Grundlage war für den Aufbau des Haupt*
Verbandes sehr wertvoll, wirkt aber störend für

seine weitere Ausbreitung sowohl, wie für die

der Unterverbände. Die Organisationsgrundlage
müßte daher einheitlich, und zwar zentralistisch

gestaltet sein. Dabei wäre der zentralistische

Gedanke in den gesamten Einrichtungen des

HauptVerbandes folgerichtig durchzuführen. An

der Tätigkeit der Unterverbände müßten sich alle

Kassen beteiligen. Für deren Aufgaben werden

neue Normen vorgeschlagen. Die bisherige Ver¬

tretung auf den Jahresversammlungen hält der

Vorstand für zu stark, sie soll reduziert werden.

In der Aussprache wies ein Vertreter aus

Berlin darauf hin. daß es hier gar nicht möglich
sei, in den Unterverbänden mitzuwirken. Die

Aufsichtsbehörde beanstande es, wenn Mittel hier¬

für ausgegeben würden.

Justizrat Dr. Afayer-Frankenthal betonte, daß

in Süddeutschland in dieser Beziehung keine

Schwierigkeiten gemacht würden. Es könne nicht

so weitergehen, daß in Preußen anders verfahren

würde, wie im übrigen Deutschland

Keichstagsabgeordneter Bauer-Berlin: Trotz

der zugesagten Neuorientierung sei in Preußen

von dieser nichts zu spüren; Preußen halte an

der weitgehenden Bevormundung der Kranken¬

kassen fest. Redner schlägt vor, daß der Verband

bei der Regierung vorstellig wird. Im weiteren

wendet er sich gegen den Vorschlag, daß als Auf¬

gabe der Unterverbände auch die Vorbereitung
der Wahl der Beisitzer zu den Versicherungs¬
ämtern, Oberversicherungsämtern und Schieds-

ämtern angesehen werde. Bisher hätten die Vor-

hereitungen für diese Wahlen die wirtschaftlichen

Verbände getroffen, die auch die Wählermassen

stellten. Die Krankenkassen könnten nicht Auf¬

gaben übernehmen, die ihnen nicht zustehen und

die sie auch nicht durchführen könnten.

Lohrberg-Hannover wies darauf hin, daß man

bei Durchführung der beanstandeten Bestimmung
Konflikte mit den Gewerkschaften erhalten würde.

Fräßdorf hält die vorgebrachten Bedenken für

berechtigt und gibt die Bestimmung preis.
Der Vorstand wird beauftragt, unter Berück¬

sichtigung der Äußerungen der nächstjährigen
ordentlichen Jahresversammlung einen Entwurf

zu unterbreiten.

Über den Stand« der

Arztfrage

berichtete Fräßdorf. Er bemerkte, daß auch auf

diesem Gebiete Burgfrieden walte. Das Abkommen

mit den Ärzten befriedige ja nicht, sei aber im

inneren Kern gut. Es komme nicht so sehr auf

den Text, als auf die Durchführung an. In ver¬

schiedenen Orten hätten sich Konflikte entwickelt.

Bei der Entsendung von Vertretern in die Schieds¬

ämter müsse mehr Gewicht darauf gelegt werden,
die geeignetsten Personen zu delegieren. Die

Abfindung der „Nothelfer44 (der Aerzte, die beim

Arztestreik Kassenstellungen annahmen) hätte in

letzter Zeit eine Beschleunigung erfahren. Der

Vorstand stehe auf dem Standpunkt, daß man

diese Nothelfer nicht übermäßig hoch, aber auch

nicht mit einem Trinkgeld abfinde. Der Vorstand

i

wünsche eine für die „Nothelfer44 günstige Er¬

ledigung. Über die Auslegung der Vereinbarung
beständen eine Reihe strittiger Fragen, die im

Zentralausschuß gelöst werden müßten. Be¬

merkenswert sei, daß bei dem Rückgang der

Zahl der Arzte auch die Zahl der erwerbsunfähigen
Kranken zurückgegangen sei. Das zeige die Not¬

wendigkeit, daß nur so viel Arzte für die Kassen

zugelassen werden, wieviel diese vertragen können.

Wir gönnen den Ärzten jeden Verdienst, aber

dieser soll nicht auf Kosten der Krankenkassen

stattfinden. In der Zulassung zur Kassenpraxis
muß auch künftig Maß gehalten werden. Wir

müssen an der Bekämpfung der freien Ärztewahl

festhalten.

In der Diskussion wurde lebhaft darüber ge¬
klagt, daß die Arzte vielfach die Vereinbarungen
nicht einhalten. Die Ärzteorganisation müßte für

die loyale Durchführung der Bestimmung Sorge
tragen. Ein Redner meinte, in den Schiedsämtern

könnten die Kassenvertreter vielfach den Ärzten

nicht genügend entgegentreten. Bei Schieds¬

sprüchen würden die Kassen meistens unter die

Räder kommen. Pollender-Leipzig regte an, die

Urteile der Schiedsämter auf den Tagungen der

Unterverbände zu besprechen. Das Leipziger
Schiedsamt habe durchaus befriedigend gearbeitet.

Im Schlußwort warnt Fräßdorf besonders davor,
die Arzthonorare an die Ärztevereine zu bezahlen.

Die Ärzteorganisation wolle durch diese Forde¬

rung einen wirtschaftlichen Einfluß gewinnen auf

Kosten der Kasse gegen die Kasse.

Justizrat Dr. Afai/er-Frankenthal referierte so¬

dann über den wichtigsten Punkt der Tages¬
ordnung, der für die Kriegsteilnehmer besonderes

Interesse hat:

Ersatzansprüche der Krankenkassen aus den Kriegsfolgen
und Mitwirkung bei der Beseitigung der Kriegsschaden,
insbesondere bei Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten

Der Krieg bringe ungeheure Anforderungen
an die Krankenkassen. Man dürfe sich nicht

davor scheuen, wichtige sozialpolitische Probleme

schon während des Krieges zu erledigen. Das

Reich müsse eine größere Fürsorge für die Kriegs¬
beschädigten ausüben, als die bestehenden Ge¬

setze zulassen. Der Redner legte seinen Aus¬

führungen folgende Leitsätze zugrunde:

1. Die Ortskrankenkassen sind bereit, der

Fürsorge gesundheitsbeschädigter in die Heimat

zurückkehrender Kriegsteilnehmer ihre Ver¬

waltung und ihre Einrichtungen weitmöglichst
zur Verfügung zu stellen. Die hieraus er¬

wachsenden Lasten werden voraussichtlich bei

weitem die Mittel übersteigen, die die Kranken¬

kassen nach dem Zweck der Krankenversiche¬

rung und auf Grund der gesetzlichen Vor¬

schriften aufbringen können. Um daher die

Leistungsfähigkeit der Krankenkassen sicherzu¬

stellen, muß ihnen ersetzt werden, was sie für

Versicherungsfälle aufwenden, die durch Kriegs¬
beschädigungen verursacht sind.

Der Ersatzanspruch der Krankenkassen ist

reichsrechtlich zu regeln. Zu ersetzen sind:

für Krankenpflege drei Achtel des Grundlohnes,

der nicht unter dem Ortslohn stehen darf,

bei Krankenpflege für den Unterhalt außer¬

dem die Hälfte des Grundlohnes oder Orts¬

lohnes, Barleistungen in voller Höhe.

2. Um die Fürsorge für gesundheits-
beschädigte Kriegsteilnehmer wirkungsvoll zu

gestalten, ist ergänzende Zusammenarbeit

zwischen der Militärverwaltung, den Trägern
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der Invalidenversicherung und den Kranken¬

kassen erforderlich.

Solange das Rentenfeststellungsverfahren bei

anspruchsberechtigten Kriegsteilnehmern noch

nicht abgeschlossen ist und solange die Be¬

schädigungen noch Heilbehandlungen erfordern,

hat die Militärverwaltung die Krankenhilfe selbst

zu leisten und zu tragen. Die Träger der Reichs¬

versicherung sollen berechtigt sein, auf ihre

Leistungen für diese Zeit die Leistungen der

Militärverwaltung anrechnen zu dürfen.

Die Fürsorge für Kriegsteilnehmer, die nach

der Entlassung aus dem Heeresdienst als invalide

im Sinne des § 1255 RVO. gelten oder bei denen

ein Heilverfahren nach § 1269 RVO. eingeleitet
werden kann, übernimmt alsbald der Träger der

I nvalidenversicherung.
3. Den Krankenkassen werden aus den als

Kriegsfolgen anzusprechenden Versicherungs¬
fällen voraussichtlich hohe Aufwendungen er¬

wachsen, auch dann, wenn ihnen ein besonderer

Satzanspruch eingeräumt wird. Sie müssen des¬

halb schon während des Krieges bemüht sein,
ihre Rücklage reichlich aufzufüllen.

Am Schlüsse seiner Ausführungen besprach
der Referent die

Reichswochenhilfe.

die eine sehr großzügige Einrichtung sei. Es

müsse grundsätzlich die Fortführung und der

Ausbau der Wochenbeihilfe gefordert werden.

Die Krankenversicherung dürfe aber damit nicht

belastet werden, sondern sie müsse auch nach

dem Kriege auf Kosten des Reiches weitergeführt
werden. Weiter brauche man auch eine Säug¬
lingsfürsorge nach dem Kriege.

In der Aussprache wurde allgemein den Leit¬

sätzen zugestimmt. Am 25. Oktober wird im Reichs¬

versicherungsamt eine Konferenz über diese

Fragen mit den beteiligten Kreisen stattfinden.

Der Geschäftsführer des Verbandes Lehmann-

Dresden berichtete hierauf über

Verhandlungen mit dem Deutschen Apothekerverein über

die ArzneimittelVersorgung.

Die Verhandlungen sind noch nicht abge¬
schlossen. Lehmann betonte, daß man sich unter

keinen Umständen auf zentrale Vereinbarungen
einlassen dürfe, die den einzelnen Kassen die

Hände binden würden. Durch diese Verein¬

barungen wolle man die Organisation der Apo¬
theker dahin bringen, daß sie die einzelnen Mit¬

glieder zwingt, mit den Kassen Verträge zu

schließen, die günstiger sind als das, was den

Kassen amtlich zugebilligt ist.

Über die

Errichtung einer Beratungsstelle für Heilwesen

berichtete ebenfalls Lehmann. Der Verband wird

eine derartige Beratungsstelle — die die Arznei¬

verordnungen prüft gründen, die den ange¬
schlossenen Kassen zur Verfügung steht. - Der

Errichtung wurde zugestimmt.
Die Rechtsprechung des Reichsversicherungsamtes in

Krankenversicherungssachen

unterzog Fräßdorf einer kritischen Beleuchtung.
Es seien in der letzten Zeit Urteile des Kcirhs-

versicherungsamtes ergangen, die den Vorstand
mit großer Besorgnis erfüllt hätten. Der Vorstand
habe darum Rücksprache mit dem Reichsver¬

sicherungsamt genommen. Fräßdorf besprach die
einzelnen Fragen. Zunächst handele es sich da¬

rum, daß freiwillige Mitglieder zu jeder Zeit die

Beitragsklasse ändern können. Diese neue Aus¬

legung habe den Zustand, den der t; 213 RVO.

gegeben habe, nur noch verschärft. Der Vorstand
habe das Reichsversicherungsamt gebeten, in
solchen wichtigen Fragen den Verband zu hören.
Das Reichsversicherungsamt habe zugesagt, das

zu tun. Redner besprach dann die Rechtsprechung
zugunsten der zum Heeresdienst Einberufenen.
Es sei nunmehr so, daß die Soldaten als erwerbs

los im Sinne des § 214 gelten, wenn sie in den
ersten drei Wochen erkranken. Sie haben dann

Anspruch auf Kranken- und Sterbegeld. Durch
das Notgesetz ist bekanntlich den Soldaten die

freiwillige Mitgliedschaft gestattet worden. Jet2t

beabsichtige man scheinbar im Reichsversicherungs
amt, das von uns besetzte Ausland dem Inland

gleichzustellen. Dadurch können zahllose Soldaten,
die von Anfang des Krieges draußen waren und

gleich erkrankt sind, noch Ansprüche geltend
machen. Es läßt sich noch gar nicht übersehen,
welche Konsequenzen dieses für die Kassen zur

Folge hat. Auf eine Rundfrage des Reichsver¬

sicherungsamtes über diese Frage hat darum der

Vorstand erklärt, diese Frage könne nicht über¬

all gleich behandelt werden.

In der Diskussion vertrat Justizrat Dr. Mayer
den Standpunkt, daß die besetzten Gebiete nicht

als Inland angesehen werden könnten. Dem

widersprach unter lebhafter Zustimmung Graf
Frankfurt a. M. Wenn die Soldaten zur Mitglied
schaft zugelassen werden, hätten sie auch An¬

spruch auf Krankengeld.

Das Abkommen mit den Berufsgenossenschaften

besprach dann kurz Lehmann-Dresden. Dieses

habe keine Befriedigung ausgelöst, der Vorstand

habe darum auf eine Änderung hingewirkt. Die

Berufsgenossenschaften übernehmen nicht immer

rechtzeitig nach der dreizehnten Woche das Heil¬

verfahren, obwohl sie es sehr wrohl übernehmen

könnten.

Über die Anwendung des § 359 der Reichsversicherungs¬
ordnung

(Anstellung von Beamten auf Lebenszeit mit

Ruhegehalt) referierte ebenfalls Geschäftsführer
Lehmann. Er begründete folgende Leitsätze:

1. Den Angestellten soll Ruhegehalt und

Hinterbliebenenfürsorge nach § 353 Ziffer3 RVO.
in der Dienstordnung nur dann eingeräumt
werden, wenn Gewähr dafür geboten ist, daß

Selbstverwaltungsrechte der Krankenkassen da¬

durch nicht beschränkt werden. Ist jedoch mit
der ruhegehaltsberechtigten Anstellung die

Übertragung der Rechte und Pflichten gemeind¬
licher Beamten verknüpft, so soll die Dienst¬

ordnung die Ruhegehaltsberechtigung nur dann

vorsehen, wenn die Angestellten bereits vor

Inkrafttreten der Reichsversicherungsordnung
in dieser Weise angestellt waren.

2. Durch die Regelung der Ruhegehalts¬
ansprüche in der Dienstordnung wird die An¬

stellung der Angestellten als Beamte nach § 35!»
Absatz 1 RVO. entbehrlich. Sie ist zur Wahrung
der. Selbstverwaltungsrechte der Krankenkassen
zu vermeiden.

3. Zur Deckung der Lasten, die den Kranken
kassen aus der ruhegehaltsberechtigten An¬

stellung von Geschäftsleitern nach § 359 Absatz 2
und aus der Versorgung der Angestellten nach

$ 353 Ziffer 3 entstehen, soll die Bildung von

Rückyersicherungskassen auf Gegenseitigkeit
für die Krankenkassen innerhalb eines Bundes
staats oder innerhalb des Bezirks einer höheren

Verwaltungsbehörde angestrebt werden.

Die Versammlung stimmte den Leitsätzen zu.
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fräßdorf-Dresden besprach dann die

Einstellung von Kriegsteilnehmern bei den
Ortskrankenkassen.

Die eingezogenen Angestellten sollen bei

ihrer Rückkehr weiterbeschäftigt werden. Bei

Kriegsbeschädigten Angestellten soll die Rente

auiier Betracht bleiben. Fräßdorf legte Grund¬

sätze vor, die den Wünschen des Bureau-

angcstelltenverbandes Rechnung tragen würden.

Der Verband habe sich nicht vergebens an sie

gewendet Die Grundsätze haben folgenden
Wortlaut:

Grundsätze des Hauptverbandes deutscher Ortskranken¬
kassen für die Einstellung von Kriegsteilnehmern in Orts¬

krankenkassen.

1. Mit dem zum Heeresdienst eingezogenen
Angestellten (§ 351 Abs. 1 RVO.) wird das Ver¬

tragsverhältnis bei ihrer Rückkehr in die Heimat

tortgesetzt, falls nicht ein wichtiger Grund die

Weiterbeschäftigung ausschließt. Soweit infolge
einer Kriegsbeschädigung ihre frühere Ver¬

wendung nicht möglich ist, wird ihnen eine
andere ihren Fähigkeiten entsprechende Stelle

übertragen.
2. Zum Kriegsdienst eingezogene Hilfs¬

arbeiter (§ 351 Abs. 2 RVO.) werden bei ihrer
Kuckkehr in die Heimat nach Bedarf wieder

eingestellt. Kriegsbeschädigte sind zu bevor¬

zugen.
3. Kriegsbeschädigte Angestellte und Hilfs¬

arbeiter werden ihrer Verwendungsmöglichkeit

entsprechend entlohnt. Die Kriegsbeschädigten¬
rente bleibt dabei außer Betracht.

Erreicht der kriegsbeschädigte Angestellte
die durchschnittliche Leistungsfähigkeit eines
voll erwerbsfähigen Angestellten, so soll er die
für seine Stelle vorgesehene Entlohnung unver¬

kürzt erhalten.

Pollender-Leipzig bemängelt, daß die Kriegs¬
beschädigtenrente nicht angerechnet werden soll.
Er fürchtet, daß baldige Rentenherabsetzungen
die Folge sein werden. Bei Verlust der Renten
erfolge auch Fortfall der Zulagen, dann ist der
Beschädigte nur auf das Gehalt angewiesen. Bei

Anrechnung der Renten sei die Gefahr der Renten¬
kürzung und Fortfall der Zulagen nicht so groß.

Diesem Standpunkt widersprachen unter Zu¬

stimmung Abg. Bauer und Kassenvorsitzender Graf.
Bauer betonte, daß im Reichstag der Standpunkt
einmütig vertreten worden sei, daß die Arbeit¬
geber auf keinen Fall durch die Renten Vorteile
ziehen könnten. Die Rente müsse außer Betracht
bleiben. Bauer bedauert, daß der Vorstand nicht
vorher mit dem Bureauangestelltenverband Ver¬
einbarungen getroffen habe. Er schlägt vor, die

ganze Frage zurückzuweisen und den Vorstand
zu beauftragen, mit dem Bureauangestelltenver¬
band zu verhandeln, Vereinbarungen zu treffen
und diese dann den Kassen zur Durchführung zu

empfehlen.
Diesem Vorschlag wird zugestimmt.
Damit war die umfangreiche Tagesordnung

erledigt.

Verwaltung.
ErlaB des preußischen Handelsministers

betr. Befreiung von Dienaboten ($$ 418,435 RVO.)
vom 2. Oktober 1915 (HMBl. S. 274).

Unter Hinweis auf den Erlaß vom 4. Februar
v. Is. (HMBl. S. 56) mache ich auf die grundsätz¬
liche Entscheidung des Reichsversicherungsamts
vom 6. Februar d. Js. — II. K. 1063 — (Amtliche
Nachrichten des Reichsversicherungsamts S. 452)
aufmerksam, wonach zur Begründung des An¬

spruchs eines landwirtschaftlichen Arbeiters oder
eines Dienstboten gegen den Arbeitgeber auf eine
den Leistungen der Krankenkasse gleichwertige
Tnterstützung (§ 418 Abs. 1, § 435 RVO.) die Zu¬

stimmung des Beschäftigten nicht unbedingt er¬

forderlich ist, die fehlende Zustimmung vielmehr
dadurch ersetzt wird, daß die Kasse oder die

Heschwerdeinstanzen dem Antrage des Arbeit¬

gebers auf Befreiung des Beschäftigten von der

Versicherungspflicht stattgeben.
Ferner verweise ich auf die grundsätzlichen

Kntscheidungen des Reichsversicherungsamts vom
6. Februar v. Js. — II. K. 1380 und II. K. 1240
(Amtliche Nachrichten S. 454 und S. 512).

ErlaB des preußischen Handelsministers
betr. Hausgewerbliche Krankenversicherung vom
f< Oktober 1915 (HMBl. S. 274).

In Übereinstimmung mit dem Herrn Reichs¬
kanzler (Reichsamt des Innern) nehme ich an,

daß unter „statutarischer Bestimmung14 im Sinne
des § 3 Abs. 2 des Reichsgesetzes vom 4. August
v. Js. (RGBl. S. 337) eine ortsstatutarische Regelung
der hausgewerblichen Krankenversicherung zu

»stehen ist. Die Genehmigung des Ortsstatuts
i ibt der nach Landesrecht hierzu zuständigen

Stelle vorbehalten. Das Oberversicherungsamt

hat aber zunächst zu genehmigen, daß eine
statutarische Regelung erfolgt. Diese Genehmigung
ist nicht lediglich grundsätzlich zu erteilen; das

Oberversicherungsamt hat vielmehr vom ver¬

sicherungsrechtlichen und vom versicherungs¬
technischen Standpunkt aus zu prüfen, ob die

Regelung der hausgewerblichen Krankenver¬
sicherung in der Form, wie sie beabsichtigt wird,
zugelassen werden kann. Aus Zweckmäßigkeits¬
gründen empfiehlt es sich daher, daß der Entwurf
des Ortsstatuts zuerst dem Oberversicherungs¬
amte vorgelegt wird. Die zur Genehmigung des
Ortsstatuts zuständige Stelle ist zwar an die

genehmigende Entscheidung des Oberversiche¬

rungsamts nicht gebunden. Es ist indes anzu¬

nehmen, daß diese Stelle keine wesentlichen

versicherungsrechtlichen oder -technischen Ände¬

rungen an dem Statute vornehmen wird, ohne
sich darüer vorher mit dem Oberversicherungs¬
amte verständigt zu haben.

Erlaß des preußischen Handelsministers und

des Landwirtschaftsministers betreffend Kriegs¬
wochenhilfe vom 22. Mai 1915 (HMBl. S. 262).

Die Frage, ob und inwieweit auf Grund der

Bekanntmachungen vom 3. Dezember v. J. (RGBl.
S. 492) und vom 28. Januar d. J. (RGBl. S. 49)
sowie auf Grund der neueren Bekanntmachung
vom 23. April d. J. (RGBl. S. 257) in einzelnen

Fällen Wochenhilfe zu gewähren ist, hat die zu¬

ständige Spruchbehörde zu entscheiden. Ohne

dieser Entscheidung vorgreifen zu wollen, be¬

merken wir in Übereinstimmung mit dem Herrn

Reichskanzler, daß nach der Absicht der Bundes¬

ratsverordnungen der Krankenkasse und bei Be¬

freiungen dem Arbeitgeber stets die Pflicht zur
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Zahlung desjenigen Wochengeldes verbleiben soll,

welches sie ohnehin zu leisten hätten, daß ihnen

dagegen in keinem Falle eine Mehrleistung an

Wochengeld auferlegt wird. Bei Wöchnerinnen,

die nicht Ehefrauen von Kriegsteilnehmern sind,

wird also hinsichtlich des ihnen auch sonst schon

zustehenden oder nicht zustehenden Wochengeldes
durch die Verordnungen nichts geändert. Soweit

es sich um die Ehefrauen von Kriegsteilnehmern

handelt, erhalten sie mindestens das Wochengeld

von täglich 1 Mk., einschließlich der Sonn- und

Feiertage. Krankenkasse und Arbeitgeberbrauchen

ihrerseits endgültig nur das zu leisten, was sie

ohnehin, d. h. wenn die Verordnungen über

Wochenhilfe während des Krieges nicht erlassen

worden wären, zu leisten hätten. Was sie nach

dem Gesagten etwa vorläufig darüber hinaus zu

leisten haben, wird ihnen aus der Reichskasse

ersetzt, auch wenn dies der volle Betrag des

Wochengeldes sein sollte.

Bescheid dea preußischen Ministers des

Innern betr. Kriegswochenhilfe vom 11. Oktober

1915 (HMBl. S. 274).

Euerer Hochwohlgeboren erwidere ich nach

Benehmen mit dem Herrn Reichskanzler (Reichs¬
amt des Innern) folgendes:

Die Bekanntmachung vom 23. April 1915 (RGBl.

S. 257) schließt die Ehefrauen von Berufssoldaten

und Kapitulanten vom Bezüge der Reichswochen¬

hilfe nicht aus, sofern bei ihnen die Voraussetzungen
der Bewilligung (zu vergl insbesondere § 2 a. a. O.)

gegeben sind. Einen Unterschied zwischen Dienst

im Felde oder in der Garnison macht die

Bundesratsverordnung nicht. Bei der ganzen

Sachlage mußte bei ihrem Erlaß der Kreis der

Berechtigten im großen Zuge umschrieben werden.

Daß dabei im Einzelfall auch Personen der Bei¬

hilfe teilhaftig werden können, auf deren besondere

Verhältnisse der Grundgedanke der Maßnahme

nicht ganz zutrifft, muß dabei in den Kauf ge¬

nommen werden.

Der Verband oldenburgischer Ortskranken¬

kassen hielt am 26. September in Delmenhorst

seine erste Tagung während der Kriegszeit ab.

Vertreten waren 12 von den dem Verbände an¬

geschlossenen 14 Kassen. Der Bericht des Vor¬

standes wurde durch Kenntnisnahme erledigt. Die

Zahl der Mitglieder der angeschlossenen Kassen

betrug am 1. Mai 1915 324b4; durch die Ein¬

berufungen zum Heeresdienst ist die Zahl der

Mitglieder erheblich zurückgegangen. Dem Ver¬

bände stehen noch eine Anzahl Ortskrankenkassen

fern. Im Herzogtum Oldenburg bestehen 20 Orts¬

krankenkassen, 12 Land-, 15 Betriebs- und 8 Innungs¬
krankenkassen. -- Zu der Jahresversammlung des

Hauptverbandes vom 12. bis 15. Juli 1914 in Darm¬

stadt hatte der Verband zwei Vertreter entsandt.

— Die Wahl der Beisitzer zum Schiedsamt für

das Herzogtum Oldenburg, die nach dem Ab¬

kommen zwischen Krankenkassen und Ärzten vor¬

genommen werden mußte, gab Anlaß zu einer

Zusammenkunft mit den Vorständen der Land¬

krankenkassen zwecks Aufstellung einer gemein¬
samen Vor>chIagsliste. Die vorgeschlagenen Per¬

sonen wurden, da nur die eine Liste eingereicht
war, v m Oberversicherungsamt als gewählt er¬

klärt. Die Einnahmen der Verbandskasse be¬

trugen im Jahre 1914 635,51 Mk
,

die Ausgaben
810,08 Mk.; Überschuß 24,35 Mk. Die Tätigkeit
des Vorstandes wurde gutgeheißen und die Jahres¬

abrechnung nach Prüfung genehmigt.

Alsdann befaßte sich die Versammlung mit

der Tagesordnung der am 11. Oktober in Frank

fürt a. M. stattfindenden Versammlung der Unter
verbände des Hauptverbandes deutscher Orts-

krankenkassen. Um die Verhandlungen recht

fruchtbringend zu gestalten, soll die Zahl der

Teilnehmer nicht allzu umfangreich sein. Die Ver¬

sammlung erklärte sich mit der Entsendung eines

Vertreters durch die führende Kasse (Stadt Olden

bürg) und Tragung eines Teils der Kosten durch

den Verband einverstanden. Die einzelnen Punkte

dieser Versammlung wurden zur Debatte gestellt.
Gewünscht wurde, daß bei Überweisung von

Kranken an andere Kassen gemäß § 219 RVO.

nicht die •/• des Grundlohns, sondern nur die

wirklich aufgewandten Kosten liquidiert würden

Dies könne aber nur durch Gegenseitigkeitsvertra^
geregelt werden. Der in der vorjährigen Ver¬

sammlung einstimmig gefaßte Beschluß, der infolge
Kriegsausbruchs nicht zur Ausführung gelangte
„Das Staatsministerium zu ersuchen, die in der]

„Oldenburgischen Anzeigen*4 erlassene Verfügung
vom 29. Juni 1914 betreffend Aufwendung von

Kassenmitteln zur Beschickung von Verbandsver

Sammlungen einer Abänderung zu unterziehen,

da dieselbe den hiesigen Verhältnissen nicht ent

spricht44, fand nochmals einstimmige Annahme un<!

soll jetzt zur Ausführung gelangen.
In der freien Besprechung wurden noch Ent-

sehe Idungen des Reichsversicherungsamts erörtert,

so bezüglich der bisher als „Unständig Beschäl

tigte44 geführten Klavierlehrerinnen, Privatlehre

rinnen, Waschfrauen usw. Auf Antrag kann der

Kassenbeitrag (Teilbetrag) von den einzelnen Ar

beitgebern durch die Kasse eingefordert werden

Jedenfalls habe man sich bei Fällung dieser Ent¬

scheidung nicht die Arbeit, die dadurch den Kassen

aufgebürdet würde, vor Augen geführt.
Nach Mitteilung der Vertreter der einzelnen

Kassen sind während des Krieges fast überall die

Beiträge erhöht und die Mindestleistungen ein¬

geführt worden. Jedoch ist es einigen Kassen

gelungen, die Genehmigung zur Gewährung der

Mehrleistungen wieder zu erlangen. Von den ver¬

tretenen Kassen haben die Familienunterstützunn

beibehalten für Ehefrauen: Oldenburg (Stadt und

Amt), Jever (Stadt), Varel (Stadt), Zwischenahn

für Frauen und Kinder: Apen und Nordenham

Amt Jever, Brake und Westerstede gewähren
keine Familienhilfe; Delmenhorst hat dieselbe

wegen zu hoher Arzt kosten abgelehnt. Es wurde

den Kassen empfohlen, auf Wiedereinführung der

Mehrleistungen hinzuwirken. Dagegen wurde vor

einer Herabsetzung der Beiträge, über deren

Höhe hauptsächlich von den Arbeitgebern der

Hausangestellten (Dienstverpflichteten) geklagt
wird, dringend gewarnt, da die Anforderungen
an die Kassen nach dem Kriege ganz gewaltige
werden würden. Man müsse die jetzigen Beiträge
als Opfer der Daheimgebliebenen für die um

unsere nationale Selbständigkeit Kämpfenden auf

fassen

Als Ort der nächsten ordentlichen Versamn

lung wurde einstimmig Nordenham gewählt.

Die D. Jahresversammlung der Vereinigung
der Ortskrankenkassen in Rheinland und West¬

falen fand am 26. September 1915 in Dfisseldoi;
statt. In dem gegebenen Bericht hob der K

ferent hervor, daß auch durch das „Berliner
Abkommen4- zwischen Ärzten und Krankenkasse

die Arztefrage für die Kassen eine befriedigend<
Lösung bisher nicht gefunden habe. Unterstrich»
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v\urde diese Behauptung weiter von dem Kassen¬

vorsitzenden Braß-Remscheid in seinem Vortrage
über „Das Berliner Abkommen und die bisherigen
Krfahrungen bei dem Abschluße von Ärztever-

: ragen44. Auch dieser Vortragende betont, daß

das nunmehr seit V/t Jahren in Kraft befindliche

\bkkommen in seiner Wirkung auf die Verträge
wischen Ärzten und Krankenkassen für die

letzteren wenig befriedigend, vielmehr die Ärzte

den Kassen gegenüber bei Vertragsabschlüssen
im Vorteil gewesen seien; vielfach gehe die den

Ärzten gewährte geldliche Entschädigung über

das normale Maß hinaus. Der Redner befürwortete

die Einsetzung paritätischer Kommissionen zwecks

Abschlusses und Durchführung solcher Verträge.
Auch bei der Tätigkeit der Schiedsämter seien die

Kassen zumeist schlecht weggekommen. In der

Besprechung des Vortrages wurde ein Rücktritt

\.>n dem Berliner Abkommen gewünscht, falls

sich die Ärzte weigern sollten, den goldenen
Mittelweg einzuschlagen. Einen breiten Raum in

den Verhandlungen beanspruchte die Fürsorge
für kriegsverletzte Kassenmitglieder. „Die Auf¬

gabe der Krankenkassen infolge des Krieges und

die Beteiligung an der Kriegsverletztenfürsorge44
? handelte ein Vortrag des sächsischen Landtags-
d>geordneten Fräßdorf-Dresden. Die militärische

Fürsorge, so führte der Vortragende aus, sei un¬

zulänglich; von allen beteiligten Faktoren, haupt¬
sächlich aber von Reich, Staat, Gemeinden, und

Arbeitgeber, müsse das Möglichste aufgeboten
werden, um unsern Kriegsverletzten eine erträg¬
liche Existenz zu schaffen. Dazu bedürfe es der

i -ringen Mitarbeit der Krankenkassen, wenn not¬

wendig, unter Zuhilfenahme der Reservefonds.

Jedenfalls aber müsse verlangt werden, daß für

solche Kriegsfolgen, die direkt erkennbar sind,
nich die Militärbehörde voll eintrete, daß den

Krankenkassen in solchen Fällen die Kosten der

Hehandiung im ganzen Umfange ersetzt werden.

Besonders aber sei auch auf die spätere ange¬
messene Entlohnung der arbeitsfähigen Kriegs¬
verletzten Bedacht zu nehmen, keinesfalls dürfe

ihnen die staatliche Rente von ihrem Arbeitsein¬

kommen in Abzug gebracht werden. Eine nach

dieser Richtung eingebrachte Entschließung fand

einstimmige Annahme.

Die Verhandlungen wurden am nächsten Tage
mit einem Vortrage des Geschäftsführers Iser¬

lohn-Remscheid über „Ortskrankenkassen-Ersatz¬
kassen44 fortgesetzt. Zu ergiebigen Besprechungen
führten auch die weiteren Punkte der Tagesord¬
nung, nämlich „Änderung der Satzungen44 und

Die Apothekerfrage44. Eine Änderung der Satz¬

ungen wurde vornehmlich dahingehend vorge¬

nommen, daß künftighn durch Obmänner-Aus-

chüsse eine bessere Verbindung der Kassen

untereinander und mit dem Vorstande der Ver¬

einigung gewährleistet und weiterhin eine Ver¬

mehrung des geschäftsführenden Personals her¬

dgeführt wird. Auch soll die Einbeziehung von

Innungs- und Landkrankenkassen in die Ver¬

legung angestrebt werden. Die Änderungen
werden den weiteren Aufwand von Geldmitteln

¦rheischen, der jedoch einstimmig gutgeheißen
urde. Ebenso einmütig gelangte bei der Ver-

ammlung die Auffassung zum Ausdruck, daß die
v pothekerfrage eine befriedigendere Lösung für

üe Krankenkassen finden müsse. Die möglichst
dllreiche Errichtung von Selbstabgabestellen bei

en Krankenkassen für die freigegebenen Arznei¬

mittel und Verbandstoffe wurde angeregt; allein
ei den Verbandstoffen könne die Vereinigung

in Rheinland und Westfalen mit ihren 400000

Mitgliedern jährlich 100000 Mk. sparen. Auf¬
merksam gemacht wurde noch darauf, daß es bei
der Erzielung von Ersparnissen nicht nur auf ge¬
eignete Verträge mit den Apothekern ankomme,
sondern in erster Linie auch auf zweckent¬

sprechende Verordnungen der Ärzte. Zum 1. Vor¬
sitzenden wurde Geschäftsführer Heinrich Sieberts-
Düsseldorf wieder-, zum 2. Vorsitzenden der Be¬
amte des Deutschen Werkmeisterverbandes, Mord¬

stein, neugewählt. Die Wahl des nächstjährigen
Tagungsortes wurde dem Vorstande überlassen.

fn. Einen Fonds für die Beschaffung Ärzt¬
licher Gutachten hatte seinerzeit der Arbeiter¬
sekretär Radlof in Zwickau in ausführlichen Dar¬

legungen (vgl. Nr. 2 der „Volkstüml. Zeitschrift44
vom 15. Januar 1914) für notwendig erachtet, um

damit den Ansprüchen Versicherter in Unfall- und
Invalidenrentenstreitsachen zum Siege zu ver¬

helfen. Was der Verfasser über die Notwendig¬
keit und Zweckmäßigkeit der Schaffung eines
solchen Fonds sagt, wird von jedem in der Rechts¬

beratung für die minderbemittelten Bevölkerungs¬
schichten Tätigen ohne weiteres gebilligt werden.
Erhebliche Schwierigkeiten entstehen aber bei der

Durchführung der von Herrn Radlof gemachten
praktischen Vorschläge, ganz besonders aber in der

jetzigen Kriegszeit. Schon in normalen Zeiten haben
die Rechtshilfestellen für die minderbemittelten

Bevölkerungsschichten mit ganz erheblichen finan¬
ziellen Schwierigkeiten zu kämpfen. Ihr Etat ist

fast ausnahmslos nur auf die Deckung der dringend¬
sten Bedürfnisse zugeschnitten. Das trifft auf

alle diese Einrichtungen zu, gleichgültig, ob sie von

Gewerkschaften, anderen Korporationen oder Ge¬
meinden eingerichtet sind und unterhalten werden.

Dem Schreiber dieses erscheint es unmöglich,
daß die von Herrn Radlof angeführten Bezirks¬

kartelle in der von ihm gewünschten Weise an

diese wichtige Frage herangegangen sind. Wenig¬
stens ist darüber in der Öffentlichkeit bisher

nichts bekannt geworden. Noch weniger werden

das die anderen in Betracht kommenden Körper¬
schaften können und wollen.

Es bleibt also auch hier nichts anderes übrig,
als wieder einmal zu den berühmten „kleinen
Mitteln44 zu greifen. Das dürfte allerdings nur

einen Tropfen auf einen heißen Stein bedeuten,
aber es ist doch schließlich besser wie gar nichts.

Neben den von Herrn Radlof angeführten
Gewerkschaften kämen zunächst in geeigneten
Fällen die Gemeinde- (Armen-) Verwaltungen,
Krankenkassen und die Landesversicherungs¬
anstalten in Betracht. Die Armenverwaltungen
wird man allerdings wegen des mit ihrer Inan¬

spruchnahme verbundenen Verlustes wichtiger
politischer Rechte nicht gerne angehen. Immer¬

hin kann man das mit gutem Gewissen in Fällen,
in denen ein Versicherter durch das Erstreiten

von Unfall- oder Invalidenrente von dem dauern¬

den Bezug der Armenunterstützung bewahrt, oder,

wenn er sie schon bezieht, davon befreit werden

kann. Die Gemeindeverwaltungen werden in

ihrem eigenen Interesse die Tragung solcher Gut¬

achtenkosten übernehmen. Sehr viel kann den

Versicherten bei der Beschaffung ärztlicher Gut¬

achten auch die Mithilfe der Krankenkassen und

der Landesversicherungsanstalten in Unfallrenten¬

streitsachen nützen. Leider machen diese beiden

Körperschaften von den ihnen in dieser Hinsicht

offenstehenden Möglichkeiten nicht den genügen¬
den Gebrauch.
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Immerhin wird es noch eine große Anzahl

Rentenbewerber geben, bei denen die angeführten

Wege nicht in Betracht kommen. Diesen müßte

- immer vorausgesetzt, daß alle anderen Hilfs¬

quellen versagen in geeigneten Fällen durch

die Klienten der Rechtshilfestellen geholfen werden.

Wie manche unglückliche Beleidigungsklage kann

z. B. vielleicht vermieden werden, wenn die Par¬

teien unter Zahlung einer geringen Geldbuße an

den Fonds der Rechtshilfestelle zur Beschaffung ärzt¬

licher Guiachten sich vergleichen. Die Geldbuße

wird hier genau so nutzbringend und zweckmäßig

angebracht sein, wie bei der Armenkasse oder

einem Wohltätigkeitsinstitut. Daneben könnt* n

Versicherte und andere Personen, denen mit Hilfo

der Rechtsauskunftsstelle größere Geldsummen

zugeflossen sind, freiwillig einen kleinen Betrag
an den Fonds abführen. Es ist eine alltägliche
Erscheinung, daß solche Personen sich in irgend-
e' »er Weise für die ihnen geleisteten Dienst»,

erkenntlich zeigen wollen. Hier haben sie ein»»

Gelegenheit dazu. Ist es möglich, mit diesen

„kleinen Mitteln" auch nur einigen wenigen armen

Verletzten eine kleine Rente zu erstreiten, so sind

auch diese Mittel sicher nicht zu verachten und

für alle Fälle gut und zweckmäßig angewandt.

Rechtsprechung.
wi. Der Ersatzanspruch der Versicherungs¬

anstalten an die Krankenkassen bei Alkohol¬

entziehungskuren. Läßt die Versicherungsanstalt
ein Heilverfahren eintreten, so hat sie gemäß

§ 1518 RVO. dem Kranken das zu gewähren, was

diesem seine Krankenkasse (§ 225) nach Gesetz

und Satzung zu leisten hatte. Die Krankenkasse

hat nach Abs, 2 a. a. O. der Versicherungsanstalt
Ersatz zu leisten, soweit der Kranke von der

Kasse nach Gesetz oder Satzung Krankengeld zu

beanspruchen hatte. In der Praxis bilden häufig

die von den Versicherungsanstalten aus Anlaß

von Alkoholentziehungskuren gegen die Kranken¬

kassen erhobenen Ersatzansprüche Gegenstand
von Streitigkeiten. Die Krankenkassen begründen
ihren ablehnenden Standpunkt meistens damit, daß

die Trunksucht, die den Versicherten nicht ge¬

hindert habe, bis zur Einleitung des Heilverfahrens

seiner gewohnten Beschäftigung nachzugehen,
nicht mit „Erwerbsunfähigkeit44 verbunden ge¬

wesen sei und deshalb kein Anspruch auf Kranken¬

geld bestanden habe. Diesem Standpunkte steht

zunächst die grundsätzliche Entscheidung des

Reichsversicherungsamtes vom 1. Juli 1914

(IIa E. 33/13), Amtl. Nachr. 1914, S. 631, insofern

entgegen, als nach dieser Erwerbsunfähigkeit im

Sinne der Vorschriften der RVO. über die Kranken¬

versicherung schon dann vorliegt, wenn der Ver¬

sicherte nur auf die Gefahr hin, sein Leiden zu

verschlimmern, in seinem bisherigen Berufe weiter

arbeiten könnte. Dies ist bei einem der Trunk¬

sucht ergebenen Versicherten nach ärztlicher und

allgemeiner Erfahrung des Lebens stets anzu¬

nehmen; denn bleibt der Trunksüchtige sich selbst

überlassen und werden nicht energische Maß¬

nahmen gegen die Bekämpfung des Leidens er¬

griffen, vor allem Unterbringung in einer zweck¬

entsprechenden Heilanstalt, so machen die schäd¬

lichen Einwirkungen des Alkohols weitere

Fortschritte und führen in kurzer Zeit zum min¬

desten zur Arbeitsunfähigkeit, wenn nicht zur

völligen dauernden Invalidität des Versicherten.

Mit dieser Auslegung des Begriffs „Erwerbs¬

unfähigkeit" steht auch die neueste Rechtsprechung
des Königlich Preußischen O1 rverwaltungsgerichts
im Einklänge, denn diese Instanz hat in einer

Verwaltungsstreitsache der Handwerkerinnung des
Amtes A. wider die Landesversicherungsanstalt W.
III C. 184/08 unter dem 25. April 1910 dahin ent¬

schieden, daß „Erwerbsunfähigkeit44 vorliegt, wenn
die dem Versicherten von der Versicherungsanstalt
zuteil gewordene Behandlung zur Heilung er¬

forderlich war und die Erwerbsunfähigkeit sogar
für den Kall begründen würde, daß einstweilen
noch eine Fortsetzung der Berufstätigkeit ohne

die Gefahr einer Verschlimmerung der Krankheit

möglich gewesen wäre.

Ferner hat auch das Bundesamt für das Hei

matwesen sich in seinen Entscheidungen wieder*

holt auf den Standpunkt gestellt, daß Trunksucht

eine Krankheit sei, deren Heilung dem vorläufig
fürsorgepflichtigen Armenverbande obliege, und

daß die Kosten, welche die Versicherungsanstalt
durch die Unterbringung in eine Trinkerheilanstalt

aufwende, armenrechtlich erstattungsfähig seien.

(Entscheidungen vom 21. Mai 1913, abgedruckt in

Band 47 der Amtlichen Sammlung, und vom

22. November 1913, H. Nr. 3175.) Bei dieser Rechts-

läge sollten sich die Krankenkassen bei Ersatz

ansprächen aus Anlaß von Alkoholentziehungs¬
kuren nicht sträuben, die von der Versicherungs¬
anstalt aufgewendeten Kosten im gesetzlichen und

satzungsmäßigen Rahmen zu erstatten, zumal

solche Kuren nur in ihrem Interesse liegen können,

denn in den meisten Fällen wird durch die Em

ziehungskur erreicht, daß die vorher gegen Krank¬

heiten aller Art gelähmte Widerstandsfähigkeit
des Trunksüchtigen gestählt und zum großen
Teile wieder erworben wird und dadurch die

Lasten der Krankenkassen sich verringern.

Die Beteiligten sind im Beschlußverfahren

vor jeder Entscheidung zu hören. (Entscheidung
des Oberversicherungsamts Berlin vom 24. April
1915 BK. 538/16 ~.)

In der Sache selbst handelt es sich um einen

Streit wegen Feststellung des der Berechnung

zugrunde zu legenden Tagesentgelts und der

daraus sich ergebenden Mitgliedsstufe, namentlich

aber um die Erhebung der Beiträge auch für die

Sonntage. Nach der Entscheidung sind in solchen

Fällen die Verhältnisse bei jedem einzelnen Ver-

sicherten zu prüfen.
Aus den Gründen: Nach der Rechtsprechun

des RVA. wird das Beschlußverfahren der RVC

von dem Grundsatz beherrscht, daß vor jeder Ent

Scheidung die Beteiligten zu hören sind. Darau

folgt, daß eine Anhörung auch der beteiligte"
Versicherten stattzufinden hat und daß ihnen die

erlassene Entscheidung zuzustellen ist. Auch dai t'

eine Vorentscheidung nicht ganz allgemein au

die von einem Arbeitgeber beschäftigten Personen

bezogen werden, sondern hat sich auf bestimmt

Versicherte mit bestimmten Arbeitsverhältnisse

die genau klarzulegen sind, zu erstrecken. (Vg
die Entscheidung des RVA. vom 24. Januar 191

Nr. II 87.)
Diesen Grundsatz hat die angefochtene En

scheidung des OVA. Berlin vom 24. Oktober 191

außer acht gelassen, sie unterlag daher der Au

.-

s
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hebung. Eine Zurückverweisung an das VA. schien

im so mehr geboten, als im Verfahren vor dem

oVA. festgestellt ist, daß die tatsächlichen Lohn-

und Arbeitsverhältnisse für die in Frage kommen¬

den Versicherten noch nicht aufgeklärt sind.

(Vgl. Schriftsatz der Allg. OKK. vom 26. März 1915.)
Was die in der Streitsache in Frage stehende

Hechtsfrage anbelangt, so kann hierbei auf die

Kntscheidung des OVA. in der Sache Berliner

Wach- und Schließgesellschaft gegen die Allg. OKK.

der Stadt Berlin — No. BK. 15/13 — und auf die

Streitsache der LVA. Berlin gegen dieselbe OKK.,
betreffend Ercatzanspruch aus § 1518 RVO., Fall

Dorothea R. — EA. 5025/14 — Bezug genommen

werden.

Hiermit rechtfertigt sich die Entscheidung,

liegen welche nach § 405 II RVO. kein Rechts¬

mittel zulässig ist.

Berechnung des Grundlohns. Ausschluß der

über sechszehn Jahre alten Personen von der

niedrigsten Lohnstufe. (Entscheidung des Reichs¬

versicherungsamts vom 6. März 1915.)

Aus den Gründen: Der Stadtobersekretär L.

in Ki der die über 16 Jahre alte Frau B. als

AufWärterin gegen ein tägliches Entgelt von 79 Pf.

beschäftigt, hat beim Versicherungsamt K. be¬

antragt, zu entscheiden, daß für sie nicht, wie die

Kasse verlange, Beiträge der zweiten Lohnstufe,
sondern solche der ersten Lohnstufe entsprechend
ihrem tatsächlichen Arbeitsverdienst zu entrichten

seien. Durch die Vorentscheidung des Versiche¬

rungsamtes vom 12. Juni 1914 wurde der Antrag
zurückgewiesen. Das Versicherungsamt ging
hierbei von der Ansicht aus, daß nach § 180 RVO.

die Bildung von Lohnklassen (Abs. 1 a. a. 0.) auch

bei stufenweiser Festsetzung des durchschnitt¬

lichen Tagesentgelts (Abs. 2 a. a. O.) zulässig, die

fragliche Satzungsbestimmung also nicht unge¬

setzlich sei. Gegen diese Entscheidung hat der

Antragsteller rechtzeitig Beschwerde beim Ober¬

versicherungsamt Königsberg erhoben und ins¬

besondere ausgeführt, daß eine Verbindung beider

Berechnungsarten zu Willkürlichkeiten führe und

nicht dem Gesetze entspräche. Das Oberver¬

sicherungsamt hat die Sache hierauf nach den

§§ 1799 und 1693 RVO. zur grundsätzlichen
Entscheidung an das Reichsversicherungsamt ab¬

gegeben und seine Rechtsauffassung dahin aus¬

gesprochen, daß, wenn die Bestimmung des Grund¬

lohns stufenweise nach der Lohnhöhe erfolge,
letztire auch allein für die Zuteilung eines Ver¬

sicherten zu einer bestimmten Lohnstufe aus¬

schlaggebend sein müsse. Auf die Begründung
des Abgabebeschlusses, der Vorentscheidung des

Vorsitzenden des Versicherungsamts, sowie die

Ausführungen der Parteien in den vorbereitenden

Schriftsätzen wird im übrigen Bezug genommen.

Es war, wie geschehen, zu entscheiden.

Es handelt sich hier um einen Streit über die

Heitragsieistung nach § 405 Abs. 2 RVO. Da das

Oberversicherungsamt in diesem Falle auf Be¬

schwerde endgültig entscheidet und es sich auch

um eine grundsätzliche, bisher nicht entschiedene

Rechtsfrage handelt, war die Abgabe an das

Reichsversicherungsamt veranlaßt, das nunmehr

an Stelle des Oberversicherungsamtes zu ent¬

scheiden hat. Die Beschwerde ist nicht begründet.
Nach der Reichsversicherungsordnung werden,

wie nach dem Krankenversicherungsgesetz, die

baren Leistungen der Kasse und die Versiche¬

rungsbeiträge nach dem Arbeitsentgelt der Ver¬

sicherten abgestuft. Der Betrag, der hierbei als

Maßstab zugrunde zu legen ist und den die Reichs¬

versicherungsordnung der Kürze halber als

„Grundlohn44 bezeichnet (Begründung Seite 154),
entspricht bei Ortskrankenkassen im allgemeinen
entweder dem wirklichen Arbeitsverdienst des

einzelnen Versicherten (§ 180 Abs. 4 RVO.) oder

dem durch die Satzung bestimmten durchschnitt¬

lichen Tagesentgelt. Letzterer kann klassen¬

weise — nach Klassen der Versicherten — oder

stufenweise — nach Gruppen von Löhnen — fest¬

gesetzt werden (zu vergleichen § 180 Abs. 1 und 2

RVO.). Wie bei einer großen Zahl der Orts¬

krankenkassen, ist der Grundlohn auch hier in

erster Reihe nach Lohngruppen bestimmt worden,
daneben sind aber einzelne Klassen von Ver¬

sicherten, insbesondere weibliche Personen über

16 Jahren, aus der niedrigsten Lohnstufe heraus¬

genommen und ohne Rücksicht auf den im Einzel¬

falle erzielten Verdienst mindestens der zweiten

Lohnklasse zugewiesen worden. Es handelt sich

hier also um eine Verbindung zweier Berech¬

nungsarten des Grundlohns, der Fälle des § 180

Abs. 1 und 2 RVO., wie sie aus Zweckmäßigkeits¬
gründen auch bei anderen Kassen in ähnlicher

Weise eingeführt ist. Die Zulässigkeit derartiger
Satzungsbestimmungen ist nach § 180 RVO. nicht

zu beanstanden. Weder der Wortlaut noch der

Zweck der Vorschrift steht ihnen entgegen.
§ 180 RVO. will mit § 181 a. a. 0. Unterlagen für

die Berechnung des Grundlohns geben. Er zählt

deshalb die Möglichkeiten auf, die für diese Be¬

rechnungen offen stehen. Daß diese Berechnungs-
arten des § 180 Abs. 1 und 2 RVO. einander aus¬

schließen, sagt das Gesetz nicht. Zwingende
innere Gründe sprechen ebensowenig gegen eine

Verbindung der beiden Berechnungsarten. Dies

könnte nur dann angenommen werden, wenn sie

innerlich verschieden wären. Das ist indessen

nicht der Fall. Es handelt sich vielmehr um zwei

Berechnungsarten, die auf im wesentlichen gleichen
Grundlagen, dem Arbeitsentgelt der Versicherten,
beruhen. Sie sind ihrem Wesen nach gleich und

können deshalb nebeneinander für die Berech¬

nung den Grundlohns verwendet werden. Will¬

kürlichkeiten, die sich bei Bildung von Lohn¬

klassen oder Lohnstufen ergeben können, muß

das Oberversicherungsamt bei Prüfung dieser

Festsetzungen der Kasse nach § 180 Abs. 4 RVO.

begegnen. Daß im vorliegenden Falle die Aus¬

schließung der über 16 Jahre alten Frauen von

der niedrigsten Lohnstufe Unbilligkeiten zur

Folge habe, kann nicht angenommen werden.

Hiernach rechtfertigt sich die Zurückweisung der

Beschwerde.

Soziale Chronik.

Säuglingssterblichkeit. Durch die Folgen des

Krieges wird die Frage der Einschränkung der

Säuglingssterblichkeit besonders wichtig. Welche

Verluste an Menschenleben durch die Säuglings¬
terblichkeit zu beklagen sind, ergibt die Statistik.

>o starben in Deutschland von 100 Lebend¬

geborenen im ersten Lebensjahre an 15 bis 20 Proz.,

d. h. auf ein bestimmtes Jahr, nämlich 1912, be¬

zogen: von den 1869636 Lebendgeborenen starben

im ersten Lebensjahre nicht weniger als 275571

oder 14,7 Proz. Das ist nun ein überaus niedriger
Prozentsatz. Er war in allen Jahren von 1901 ab
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hoher und ging oft bis über 20 Proz. Die absoluten

Verluste in den zwölf Jahren von 1901 bis 1912

sind folgende. Es starben im ersten Lebensjahre

absolut und in Prozent der Lebendgeborenen:

ibMlat in PrMMri absolut in Pfrmmt

1901 420 223 20,7 1907 .351046 17,6

1902 370 799 18,3 1908 359022 17,8

1903 404 523 20,4 1909 335 436 17,0

1904 397 781 19,6 1910 311 462 16,2

1905 407 9»; 20,5 1911 359 522 19,2

1906 U74K36 18,5 1912 275 571 14,7

Rechnet man diese Zahlen zusammen, so er¬

gibt sich ein Verlust von nahezu 41 ? Millionen

Menschenleben in zwölf Jahren! Es wird wahr¬

lich an der Zeit, hiergegen mit den schärfsten

Mitteln vorzugehen.

Eine Ausstellung von Arbeitshilfen für Ver¬

stümmelte. Die ständige Ausstellung für Ar¬

beiterwohlfahrt in Charlottenburg wird demnächst

durch eine Sonderausstellung von Arbeitshilfen

(Prothesen) in den Dienst der Kriegsbeschädigten¬

fürsorge gestellt werden. Um solchen Kriegs¬

beschädigten, die gewisse Glieder verloren haben,

die Ausübung ihres alten oder eines ähnlichen

Berufes zu ermöglichen, ist es notwendig, dem

besonderen Zwecke angepaßte Ersatzglieder zu

schaffen. Daß diese Aufgabe eine schwere ist,

braucht kaum betont zu werden. Aber in Deutsch¬

land sind dafür schon bedeutungsvolle Vorarbeiten

gemacht worden, die insbesondere der Deutschen

Vereinigung für Krüppelfürsorge zu danken sind.

In einer Reihe von Berufen sind daher schon seit

•Jahren Krüppel beschäftigt, die nur mit Hilfe

solcher besonders konstruierter Ersatzglieder ihren

Beruf auszuüben vermögen. Darunter sind nicht

nur Personen, die als Krüppel geboren oder durch

Krankheiten oder Unfälle in der Kindheit ver¬

krüppelt wurden, sondern in vielen Fällen handelt

es sich um durch Berufsunfälle verletzte Arbeiter.

Für die Sonderausstellung in der Charlotten¬

burger Reichsanstalt ist es nun zweifellos von

größtem Werte, wenn alle bisherigen Erfahrungen
mit solchen Ersatzgliedern der Sache dienstbar

gemacht werden können. Denn die Ausstellung
soll nicht nur darstellen, was schon vorhanden

ist, sondern ihr größter Zweck wird sein, An¬

regungen für weiteres Schaffen auf diesem jetzt

infolge des Krieges so wichtig gewordenen Gebiete

zu geben. Was hier in erster Linie zunächst den

Kriegsbeschädigten zugute kommen soll, wird für

alle im Dienste der Berufsarbeit Verstümmelte

einen dauernden Wert erhalten.

Der vorläufige Arbeitsplan der Ausstellung
lautet:

Die Ausstellung gliedert sich in

I. eine allgemeine Abteilung,
II. Abteilungen für die einzelnen Berufe.

In allen Abteilungen werden ausgestellt:
1. Die persönliche Ausrüstung der Invaliden

mit Behelfsgliedern, dauernden Ersatzgliedern,
Arbeitsansatzstücken und Arbeitshilfen.

2. Vorkehrungen, welche dazu bestimmt sind,
die Bedienung von Werkzeugen, Geräten, Ma¬

schinen und Apparaten durch Invaliden zu ermög¬
lichen oder zu erleichtern.

3. Einrichtungen von Werkstätten für die

Berufsausbildung von Invaliden.

4. Ausbildungskurse.
5. Übersicht über die gewerblichen und land¬

wirtschaftlichen Arbeiten, die von Invaliden be¬
reits ausgeführt werden oder ausgeführt werden
können.

6. Literatur über die Organisation und Durch.

führung der Invalidenfürsorge, insbesondere
technische Maßnahmen und Einrichtungen.

; Die unter 1 und 2 bezeichneten Einrichtungen
werden möglichst in arbeitsmäßiger Ausführung
andernfalls in Modellen, Plänen, Konstruktions

Zeichnungen, Photographien und dergl. vorgeführt
Den Invaliden selbst sowie den an der Kriegs-

beschädigtenfürsorge beteiligten Kreisen wird

Gelegenheit gegeben werden, in den von der

Ausstellung dafür eingerichteten Werkstätten oder

auf dem Ausstellungsgelände die Verwendung der

verschiedenen Arten von Arbeitshilfen bei der

Berufsarbeit zu sehen und zu versuchen.

Außerdem ist in Aussicht genommen, durch

Vorträge mit Lichtbildern oder kinematographi-
schen Aufnahmen die Benutzung der ausgestellt» n

Gegenstände zu erläutern.

In Verbindung mit der Ausstellung wird ein*»

Auskunftsstelle eingerichtet werden, die mit Hilfe

einer Kartothek und kurz gefaßter, mit Abbil

düngen versehener Beschreibungen Auskunft Aber

die ausgestellten Gegenstände und was damit

zusammenhängt, erteilt.

Erholungsstätte der Breslauer Kranken¬

kassen-Verbände« Die Vorstände der Breslau-

Krankenkassen weihten am Sonntag, den 5. Sep¬
tember, die nun nahezu fertiggestellte Erholung^
statte Grüneiche ein. Sie hatten sich hierzu

eine Anzahl Ehrengäste geladen, die trotz

des ungünstigen Wetters recht zahlreich der

Einladung gefolgt waren. Neben Vertretern

der Ärzteschaft, war der Oberbürgermeister mit

einer Anzahl Stadträten erschienen, ferner der

Vorsitzende des Versicherungsamtes, Vertreter

der Stadtverordnetenversammlung und anderer

Behörden.

Das Gelände, das vorher nur Ackerland war,

ist unter besonders günstigen Bedingungen von

der Stadt erworben. Die Umarbeitung zur Kr

holungsstätte machte zwar viel Arbeit, diese ist

jedoch in verhältnismäßig kurzer Zeit geleistet
worden, und heute sieht man es den freundlichen

Anlagen nicht mehr an, daß hier vor kurzer Zeil

noch Sturzacker war. Neben einem großen Er

holungsgarten, der den Nichtbadelustigen al-

Aufenthalt dienen soll, befindet sich ein schon

angelegter Kinderspielplatz, der mit allen mög¬
lichen Turn- und Schaukelgeräten versehen ist

Die Erholungsstätte besitzt ferner drei trotte

Luftbäder; davon zwei Einzelbäder, je für Manner

und Frauen, und ein recht großes Familienbad

Alle drei Bäder sind in der Hauptsache mit Rasen

flächen versehen, aber auch schöne gärtnerische
Anlagen sind vorhanden. Ein großer Teich, dei

allerdings augenblicklich nicht benutzt werden

kann, wird als Badegelegenheit hergericht»f
werden, und drei Brausebäder mit einer erhe!

liehen Anzahl Brausen dienen zur Reinigung und

Erfrischung. Die ganze Anlage macht einen über

aus'freundlichen Eindruck.

Von Freunden und Gönnern sind der Er

holungsstätte bereits namhafte Geschenke übe

mittelt worden.

Was die Gegenwart der deutschen Arbeiter

schaft noch vorenthält, einige Sommerwoche

Erholung in der stärkenden Wald- und Gebirg

luft, das soll die Stätte den Arbeitenden ersetze!»

sie wird bald der Lieblingsaufenthalt zahlreiche

Familien werden und ihren Begründern dam

eine große Freude bereiten.

Verantwortlich fttr Redaktion H. Z*ddach, Berlin. Verl**. C. Giebel, Beriin. Druck: A. Schlicke & Cie., Berlin N 24
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K. ta N.-L.

Frage: Eine Ehefrau nnd ihre Bekannte

wurden von dem Kutacher eines Holzhändlers,
der in den Wald fuhr, um Holz zu holen, auf

ihre Bitte, mitgenommen. Als aie eine Strecke

Weges gefahren waren, riß der Kutacher ohne

zwingenden Grund an der Leine. Durch den Ruck

stürzte eine Frau vom Wagen und brach sich

das rechte Schlüsselbein. Sielst nur noch 50 Proz.

arbeitsfähig. Hat eine Klage auf Schadenersatz

gegen den Besitzer dea Fuhrwerks, also nicht

gegen den Kutscher, Erfolg? Auf welche Vor¬

schriften kann eventuell die Schadenersatzklage
geltend gemacht werden?

Antwort: Da der Kutscher die Ehefrau

tuf deren Bitten mitgenommen hat und durch ihn

anscheinend daa Unglück herbeigeführt ist, kann

der Besitzer dea Fuhrwerkes nicht haftbar ge¬

macht werden. Offenbar hat die Frau den

Kutscher gekannt, und wußte, daß sie einen lang¬
jährig erfahrenen Kutacher vor sich hatte. Wagen
und Pferde aind nach Ihrer Darstellung gleich¬
falls nicht mit Mangele behaftet gewesen. Anders

liegt die Sache mit dem Kutscher. Hatte dieser

ohne Ursache absichtlich oder fahrlässig gehandelt,
so würde er haftbar gemacht werden können.

Hat die Beschaffenheit des Weges an dem plötz¬
lichen Halten dea Wagens Schuld, dann haftet

der Besitzer, der für den Weg aufzukommen hat.

Schadensersatzansprüche stützen sich eventuell

auf §§ 823 ff. BGB.

Nadi h

Frage: Ein hiesiger Hofbesitzer hat für

seine sämtlichen Dienstboten die Befreiung von

der Krankenversicherungspflicht beantragt Unser

Vorstand hat diesem Antrag im Mai d. Js. statt¬

gegeben. Jetzt hat der betreffende Hofbesitzer

ein Dienstmädchen und einen Dienatjungen, welche
im Laufe des Sommers bei ihm neu eingetreten
sind, bei uns zur Krankenversicherung angemeldet
Ist der Befreiungsantrag nicht dadurch nach § 419

RVO. hinfällig geworden und sind jetzt nicht für die

befreiten Personen die Beiträge nachzuzahlen von

dem Zeitpunkte, an dem die jetzt angemeldeten
Dienstboten bei ihm eingetreten sind oder wie

ist sonst zu verfahren?

2. Auf einem Gute aind Kochlehrlinge be¬

schäftigt Diese erhalten freie Wohnung und Be¬

köstigung und keinen Barlohn, zahlen aber ein

Lehrgeld von jährlich 200 Mark. Sind diese

Personen versicherungspflichtig? Sind die

200 Mark Lehrgeld bei Feststellung des Arbeits¬

verdienstes von dem Betrage, der für Wohnung
und Beköstigung gerechnet wird, in Abzug zu

bringen ?

3. In einer Gärtnerei auf einem Gute werden

Gärtnerlehrlinge beschäftigt, die freie Wohnung
und Beköstigung, aber sonstige Barbezüge nicht

erhalten. Sind diese Lehrlinge als Lehrlinge
ohne Entgelt anzusehen oder ist der Betrag, der
für Wohnung und Beköstigung nach § 160 RVO.

vom Versicherungsamt festgesetzt ist, als barer

Arbeitsverdienst anzusehen ?

Antwort: Zu 1. Da die Befreiung in An¬

sehung des § 418 Ziff. 3 für die sämtlichen Be¬

schäftigten erfolgt, so muß sie, da die Voraus¬

setzungen dafür nkht mehr vorliegen, vom Vorstande

widerrufen werden. Vom Zeitpunkt des Wider¬
rufs ab sind für die vordem Befreiten Beiträge

zu zahlen. Für die Angemeldeten vom Tage der

Anmeldung ab (vergl. Hahn Anm. 3 zu § 418 RVO.

S.706).
Zu 2. Die Lehrlinge sind nach § 166 Aba. 8

versicherungspflichtig. Es fragt sich, ob sich nicht

Kostgeld und Sachbezüge gegenseitig aufheben.
Dann käme § 494 zur Anwendung (vergl. Hahn
Anm. 24 c zu § 165 S.212).

Zu 3. Die Sachleistungen würden als Entgelt
im Sinne des § 160 anzusehen sein.

OK. in B.

Frage: 1. In unserer Satzung § 2 heißt et;

„Für Versicherungspflichtige, die Mitglieder einer
Eraatzkasae sind, ruhen auf iTiren Antrag ihre
Rechte und Pflichten als Mitglieder der Orte¬
krankenkasse. Dementsprechend hat die Deutsche
Kranken- und Begräbniskasse in Hamburg Be*'
freiungsanträge gestellt, die wir zurückgewiesen
haben. Daa versicherungsamt bat daraufhin ent¬

schieden, daß die Befreiungsanträge anzuerkennen
sind (auf Grund des Beschlusses des Bundesrats).
Wo ist dieser Beschluß veröffentlicht?

2. Der über uns gekommene Krieg stellt Auf¬

gaben an die Krankenkassen, die bei Ausarbeitung
der RVO. außer acht gelassen sind. Durch die
Reichswochenhilfe ist für Wöchnerinnen ana¬

reichend gesorgt. Wie ist demgegenüber die Für¬

sorge für die Kriegsteilnehmer, insbesondere die

Frage der Weiterversicherung (vgl. §§ 214 und

313RVO.) geregelt?
Antwort: Zu 1. Diese Bekanntmachung dea

Bundesrats datiert vom 5. Dezember 1913 (Zentral¬
blatt für daa Deutsche Reich S. 1220) und iat in

der „Volkstüml. Zeitschr." Jahrgang 1914 S. 73

abgedruckt
Zu 2. Hier kommt das Notgesetz vom 4. August

1914 f 3 (vgl. „Volkstüml. Zeitschr.- 1914 S. 187)
und die Bundesratsverordnung vom 28. Januar 1916

§ 1 (vgl. „Volkstüml. Zeitschr." 1915 S.42) in Frage.

Nach C. O.-S.

Frage: Die Erzieherin einer gräflichen
Familie wurde zur Wiederherstellung ihrer Ge¬

sundheit auf Veranlassung der Reichsversiche¬

rungsanstalt für Angestellte in ein Sanatorium

untergebracht und daselbst vom 1. August bia

19. September 1915 verpflegt Die Kosten hat die

Reichsversicherungsanstalt übernommen. Auf daa

Krankengeld, auf welches die ReichsVersicherungs¬
anstalt Anspruch hatte, hat diese zugunsten der

Kranken verzichtet. Die Kranke erhebt Anspruch
auf daa Krankengeld. Der Arzt des Sanatoriums

hat ihr bescheinigt, daß sie wegen allgemeiner
Körperschwäche, Blutarmut, Neurasthenie und

rheumatischer Beschwerden in dem Sanatorium

zur Kur weilte und ihrem Berufe nur unter aller¬

größter Gefahr der Verschlimmerung des Leidens

hätte nachkommen können.

Ist die Kasse verpflichtet, das Krankengeld
an die Erzieherin für die Zeit ihrer Unterbringung
in dem Sanatorium zu zahlen?

Antwort: Falls die Übernahme des Heil¬

verfahrens durch die Reicbsversicherungsanstalt
nur als Vorbeugungs- und Abwehrmaßregel in Be¬

tracht kommt, besteht kein Anspruch auf Kranken¬

geld. Das ärztliche Gutachten läßt diesen Schluß

zu (vgl. übrigens Entscheidung des Versicherungs¬

amts Königsberg i.Pr. „Volkstüml. Zeitschr." 1915

S.68).
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